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Text 1 



Text 1: Der Placeboeffekt in der Medizin 

Der Placeboeffekt beschreibt eine messbare, positive Veränderung des Gesund-

heitszustands, die nicht auf einen pharmakologisch wirksamen Wirkstoff zurückgeht, 

sondern auf die Erwartungshaltung und Überzeugung des Patienten. Bereits in der ersten 

Hälfte des 20. Jahrhunderts stellten Forscher fest, dass Patienten, die unwirksame 

Medikamente – sogenannte Placebos – erhielten, über eine Besserung ihrer Beschwerden 

berichteten. Inzwischen ist der Placeboeffekt ein gut dokumentiertes Phänomen, das nicht 

nur im klinischen Alltag, sondern auch in wissenschaftlichen Studien berücksichtigt wird. 

Placebos können unterschiedlich verabreicht werden: als Tabletten, Kapseln, Injektionen 

oder sogar als Scheinoperationen. Entscheidend ist dabei nicht die Art des Mittels, 

sondern die begleitende Kommunikation und das Vertrauen in die behandelnde Person. 

Studien haben gezeigt, dass sogar sogenannte „offene Placebos“, bei denen Patienten 

wissen, dass sie ein Scheinmedikament erhalten, eine Wirkung entfalten können – 

vorausgesetzt, sie verstehen den Wirkmechanismus und glauben an einen möglichen 

Nutzen. 

Der Placeboeffekt ist besonders stark bei Beschwerden wie chronischen Schmerzen, 

Depressionen, Reizdarmsyndrom oder Schlafstörungen. Er wird unter anderem durch die 

Ausschüttung körpereigener Botenstoffe wie Endorphinen oder Dopamin erklärt, die auf 

das zentrale Nervensystem wirken. Psychologische Faktoren wie Aufmerksamkeit, 

Zuwendung und positive Kommunikation verstärken diesen Effekt. Der sogenannte 

Noceboeffekt, das negative Gegenstück, tritt auf, wenn Patienten mit negativen 

Erwartungen in eine Behandlung gehen und dadurch tatsächlich unerwünschte 

Wirkungen erleben. 

Trotz seiner nachgewiesenen Wirkung ist der Placeboeffekt in der praktischen Medizin 

umstritten. Kritiker befürchten, dass die gezielte Anwendung von Placebos ohne 

informierte Zustimmung ethisch problematisch sei. Patienten könnten sich getäuscht 

fühlen oder das Vertrauen in medizinisches Personal verlieren. Dennoch gibt es 

Bestrebungen, den Placeboeffekt auf transparente Weise therapeutisch nutzbar zu 

machen – etwa durch positive Arzt-Patienten-Kommunikation, Empathie und eine 

optimistische Darstellung der Behandlung. 

In der klinischen Forschung sind Placebos unerlässlich, insbesondere bei der 

Durchführung von randomisierten, doppelblinden Studien. Hierbei erhalten weder der 

Arzt noch der Patient Kenntnis darüber, ob das echte Medikament oder ein Placebo 

verabreicht wird. Erst dadurch lässt sich die Wirksamkeit eines neuen Medikaments 

zuverlässig beurteilen. In solchen Studien wird der Unterschied zwischen Placebo- und 

Wirkstoffgruppe statistisch ausgewertet, um den tatsächlichen Nutzen der Behandlung zu 

messen. 
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Text 2: Urbane Landwirtschaft als Zukunftsmodell 

In einer zunehmend urbanisierten Welt, in der immer mehr Menschen in Städten leben, 

rückt das Konzept der urbanen Landwirtschaft verstärkt in den Fokus. Dabei handelt es 

sich um die Erzeugung von Lebensmitteln innerhalb oder in unmittelbarer Nähe von 

Städten. Urbane Landwirtschaft kann vielfältige Formen annehmen: von privaten 

Dachgärten über gemeinschaftlich betriebene Grünflächen bis hin zu technisch 

hochentwickelten vertikalen Farmen, die in Hochhäusern oder Containern unter 

kontrollierten Bedingungen betrieben werden. 

Die Motivation hinter urbaner Landwirtschaft ist vielschichtig. Zum einen soll sie die 

Versorgungssicherheit in Städten erhöhen, indem sie lokale, frische und saisonale 

Produkte bereitstellt. Kurze Transportwege reduzieren nicht nur CO₂-Emissionen, sondern 

machen das System auch unabhängiger von globalen Lieferketten. Zum anderen bietet 

die urbane Landwirtschaft sozioökonomische Vorteile: Sie kann soziale Integration 

fördern, Bildungsangebote schaffen und das Bewusstsein für gesunde Ernährung und 

ökologische Zusammenhänge stärken. Insbesondere in benachteiligten Stadtteilen 

entstehen durch Gemeinschaftsgärten neue Begegnungsräume, in denen Wissen und 

Verantwortung geteilt werden. 

Ein wesentlicher Kritikpunkt an der urbanen Landwirtschaft ist jedoch ihre begrenzte 

Flächenverfügbarkeit. Städte sind dicht bebaut, und freie Flächen sind rar. Für 

großflächigen Getreideanbau oder Tierhaltung sind urbane Räume nicht geeignet. Um 

dennoch eine relevante Produktivität zu erreichen, setzen viele Projekte auf innovative 

Technologien: Hydroponik (erdloser Anbau in Nährlösungen), Aquaponik (Kombination 

aus Fischzucht und Pflanzenanbau) und automatisierte Indoor-Farming-Systeme 

ermöglichen eine effiziente Nutzung von Raum, Wasser und Nährstoffen. Diese Systeme 

sind allerdings oft kostenintensiv und erfordern technisches Know-how, was ihre 

Verbreitung bislang einschränkt. 

Neben den technischen Herausforderungen bestehen auch rechtliche und planerische 

Hürden. In vielen Städten fehlen geeignete Förderstrukturen oder klare gesetzliche 

Regelungen für die urbane Landwirtschaft. Die Integration solcher Projekte in 

Stadtentwicklungspläne ist oft umständlich und von kurzfristigen Interessen abhängig. 

Dennoch gibt es positive Beispiele: In Städten wie Paris, Toronto oder Singapur wurden 

umfangreiche Strategien zur Förderung urbaner Agrarprojekte entwickelt. Diese 

beinhalten steuerliche Anreize, Zugang zu Flächen, Bildungsangebote und Kooperationen 

mit Forschungseinrichtungen. 

Die Frage, ob urbane Landwirtschaft einen signifikanten Beitrag zur Welternährung leisten 

kann, wird kontrovers diskutiert. Während Kritiker sie als symbolische Maßnahme mit 

begrenzter Reichweite sehen, betonen Befürworter ihren Wert im Zusammenspiel mit 



anderen Lösungen. Auch wenn urbane Landwirtschaft den ländlichen Anbau nicht 

ersetzen kann, trägt sie zur Diversifizierung und Resilienz des Ernährungssystems bei. 

Darüber hinaus hat sie einen hohen Bildungswert und fördert eine aktive 

Auseinandersetzung mit dem Ursprung von Lebensmitteln. 

Langfristig wird der Erfolg urbaner Landwirtschaft davon abhängen, inwieweit sie 

nachhaltig, wirtschaftlich tragfähig und sozial inklusiv gestaltet werden kann. In 

Verbindung mit digitalen Steuerungssystemen, partizipativen Modellen und integrierter 

Stadtplanung könnte sie zu einem festen Bestandteil urbaner Lebensräume werden – 

nicht als Ersatz für die klassische Landwirtschaft, sondern als sinnvolle Ergänzung in einer 

zunehmend komplexen Welt. 
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Text 3: Künstliche Intelligenz im Bewerbungsverfahren 

Künstliche Intelligenz (KI) wird zunehmend in Bewerbungsverfahren eingesetzt, 

insbesondere in großen Unternehmen und Personalabteilungen, die regelmäßig eine 

Vielzahl an Bewerbungen erhalten. Dabei übernehmen KI-Systeme Aufgaben wie das 

automatisierte Scannen von Lebensläufen, die Analyse von Online-Profilen oder die 

Vorauswahl geeigneter Kandidat:innen anhand vordefinierter Kriterien. In manchen Fällen 

führen Chatbots sogar erste Bewerbungsgespräche oder versenden automatisch 

Rückmeldungen. Die Erwartungen an diese Systeme sind hoch: Sie sollen effizient, 

zeitsparend und möglichst objektiv arbeiten. 

Ein häufig genanntes Argument für den Einsatz von KI in der Personalauswahl ist die 

vermeintliche Neutralität der Algorithmen. Während menschliche Personalverantwortliche 

unbewussten Vorurteilen unterliegen können, sollen Algorithmen auf Basis klarer, 

datenbasierter Kriterien entscheiden. Diese Annahme steht jedoch zunehmend in der 

Kritik. Studien zeigen, dass viele KI-Systeme auf historischen Daten trainiert werden, die 

bestehende Diskriminierungen reproduzieren. Ein Beispiel hierfür ist der bekannte Fall 

eines Bewerbungsalgorithmus, der Bewerbungen von Frauen systematisch schlechter 

bewertete, weil er aus einem Datensatz trainiert wurde, in dem Männer überrepräsentiert 

waren. Auch die mangelnde Transparenz in KI-gestützten Bewerbungsverfahren wird 

häufig bemängelt. Bewerber:innen wissen oft nicht, ob und in welchem Ausmaß eine 

Maschine über ihre Bewerbung entschieden hat. Sie erfahren meist weder, welche Daten 

analysiert wurden, noch aus welchen Gründen sie abgelehnt oder ausgewählt wurden. 

Diese sogenannte „Black Box“-Problematik erschwert eine faire Nachvollziehbarkeit und 

macht eine Beschwerde gegen algorithmische Entscheidungen nahezu unmöglich. 

Trotz dieser Kritikpunkte gibt es auch viele Befürworter des KI-Einsatzes im 

Personalbereich. Sie argumentieren, dass standardisierte Verfahren für mehr Vergleich-

barkeit sorgen und personalintensive Prozesse beschleunigen können – insbesondere in 

der Vorauswahl. Bei tausenden Bewerbungen pro Monat können KI-Systeme helfen, 

menschliche Ressourcen zu entlasten und sicherzustellen, dass keine qualifizierten 

Bewerber:innen übersehen werden. Um den Einsatz von KI verantwortungsvoll zu 

gestalten, fordern Ethikräte, Datenschutz-beauftragte und Arbeitsrechtsexpert:innen klare 

gesetzliche Rahmenbedingungen. Dazu zählen etwa die Offenlegungspflicht für KI-

gestützte Entscheidungen, das Recht auf eine menschliche Zweitprüfung und 

transparente Kriterienkataloge. Manche Unternehmen versuchen bereits, die Vorteile von 

Mensch und Maschine zu kombinieren, indem KI-Systeme lediglich eine Vorauswahl 

treffen und die finale Entscheidung durch geschulte Personaler erfolgt. Langfristig wird 

sich zeigen, ob diese hybride Form der Bewerberauswahl zu gerechteren und besseren 

Entscheidungen führt – oder ob die Risiken und Unsicherheiten überwiegen. 
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Text 4: Mikroplastik in der Umwelt 

Mikroplastik bezeichnet winzige Kunststoffpartikel mit einem Durchmesser von weniger 

als fünf Millimetern. Diese Partikel entstehen entweder durch den Zerfall größerer 

Plastikteile wie Verpackungen, Tüten oder Flaschen (sekundäres Mikroplastik) oder 

gelangen bereits in dieser Größe direkt in die Umwelt – etwa über Peelings, Zahnpasten 

oder Waschmittel (primäres Mikroplastik). Mikroplastik wird mittlerweile weltweit 

nachgewiesen: in Böden, Flüssen, Meeren, der Luft und sogar in entlegenen Regionen 

wie dem arktischen Eis oder der Tiefsee. 

Ein wesentliches Problem von Mikroplastik ist seine Langlebigkeit. Kunststoff zersetzt sich 

nur sehr langsam und reichert sich daher in der Umwelt an. Tiere, insbesondere 

Meerestiere, verwechseln die Partikel häufig mit Nahrung. Dies kann zu inneren 

Verletzungen, Verstopfungen des Verdauungstrakts oder einem falschen Sättigungsgefühl 

führen, was im schlimmsten Fall zum Verhungern führt. Studien belegen, dass Mikroplastik 

über die Nahrungskette auch in den menschlichen Organismus gelangen kann. So wurde 

Mikroplastik bereits in Fisch, Meeresfrüchten, Meersalz, Trinkwasser und sogar im 

menschlichen Stuhl nachgewiesen. 

Die gesundheitlichen Folgen für den Menschen sind derzeit noch nicht vollständig 

erforscht. Es gibt Hinweise darauf, dass Mikroplastik Entzündungsreaktionen hervorrufen 

oder die Aufnahme schädlicher Stoffe im Körper fördern könnte. Einige Plastiksorten 

enthalten potenziell schädliche Zusatzstoffe wie Weichmacher oder Flammschutzmittel. 

Darüber hinaus kann Mikroplastik als Träger für Umweltgifte wie Pestizide, Schwermetalle 

oder organische Schadstoffe fungieren. Die Kombination dieser Substanzen macht 

Mikroplastik zu einem potenziellen Gesundheitsrisiko. 

Maßnahmen zur Verringerung von Mikroplastik erfordern einen ganzheitlichen Ansatz. 

Dazu gehört die Reduktion von Einwegplastik, die Förderung von Mehrwegsystemen, der 

Ausbau von Recyclinginfrastrukturen und die Entwicklung biologisch abbaubarer 

Kunststoffe. Auch technische Lösungen wie spezielle Waschmaschinenfilter oder 

Kläranlagen mit Mikroplastik-Rückhaltung werden diskutiert. Neben technischen Inno-

vationen braucht es jedoch auch gesetzliche Regelungen – etwa das Verbot bestimmter 

Mikroplastik-haltiger Produkte – sowie ein verändertes Konsumverhalten. 

Internationale Organisationen und Umweltinitiativen fordern klare Grenzwerte, verbind-

liche Recyclingquoten und ein weltweites Plastikabkommen. Einige Länder, darunter 

Kanada, Frankreich und Deutschland, haben bereits erste gesetzliche Maßnahmen gegen 

Mikroplastik ergriffen. Die EU plant ebenfalls schärfere Richtlinien zur Reduktion von 

Kunststoffabfällen. Letztlich wird der Umgang mit Mikroplastik zu einer zentralen 

Herausforderung für Umweltpolitik, Konsumverhalten und industrielle Produktion. 


